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A Geschichte der Jugendorganisationen 

"Jugendliche brauchen Räume, in denen sie sich treffen, austauschen, gemeinsam Freizeit gestalten können. 
Jugendheime und Jugendräume sollen in jeder Gemeinde, in jedem Stadtteil und in jeder größeren, geschlossen 
bebauten Siedlung vorhanden sein. Sie sollen mit zumutbarem Zeitaufwand zu Fuß von den Jugendlichen 
erreicht werden können."  

Dieses Zitat aus dem Jugendprogramm der Bayerischen Staatsregierung zeigt deutlich die Einsicht der 
Gesellschaft in die politische Notwendigkeit der Jugendförderung. Auch in den Bayerischen Kommunalgesetzen 
wird auf eine Berücksichtigung der "Jugendfürsorge und Jugendpflege" im Rahmen der öffentlichen 
Einrichtungen in den Gemeinden ausdrücklich hingewiesen.  



In jeder Epoche der neueren Geschichte kann man die verschiedensten Einrichtungen von Jugendorganisationen 
finden. Das Ende des Zweiten Weltkrieges markierte eine Zäsur in der Jugendarbeit. Waren die Jugendlichen in 
der NS - Zeit in der Hitlerjugend oder dem Bund Deutscher Mädel vereinigt und später die Kinder der 
kommunistischen Länder in der jeweiligen Parteiorganisation eingebunden (so z.B. die FDJ in der ehemaligen 
DDR), so gab es in der Zeit, in der Deutschland geteilt war, in der damaligen Bundesrepublik keine staatlich 
gelenkte Jugendorganisation. Die Notwendigkeit der wirtschaftlichen Stabilität hatte in dieser Zeit Vorrang. Die 
beiden großen Kirchen in Deutschland waren neben den Pfadfindern (Gründung 1947) mit die ersten, die sich 
dieser Problematik annahmen. 

Die Jugend hatte das Ziel, sich selbständig sozial und kulturell weiterzuentwickeln. Nach den Proletariern und 
den Frauen wird dies als jüngste Emanzipation bezeichnet. An ihren Eigenwert glaubend wollte die Jugend 
innerhalb der Gesellschaft einen ausreichenden Lebensraum schaffen, indem sie im Stil des Gemeinschaftslebens 
und bewußt gegen die Formen der abgegrenzten Großstadtwelt, Wanderfahrten, Jugendtage und -feste sowie 
Sportwettbewerbe ins Leben riefen und organisierten. Eine wichtige Rolle spielte damals noch die Liebe zur 
Natur und zur Heimat. Als Kulturbewegung kämpfte die Jugend gegen Materialismus und für das Ideal eines 
neuen Menschen, der auf "religiös-sittlicher Grundlage mit anderen in sozialer Gemeinschaft leben kann." . 
Deutlich sprach sie sich dazu aus, dass sie ihr Leben aus eigener Bestimmung und vor eigener Verantwortung 
gestalten wolle (z.B. Jugendtag, 1913). Gefördert wurde die Jugendarbeit sowohl durch den Staat und die 
Kirchen (Bereitstellung von Mittel, unterstützende Arbeitskräfte) als auch von anderen Vereinigungen wie zum 
Beispiel Gewerkschaften, die Arbeiterjugendvereine sowie Arbeiterturn- und sportvereine gründeten. 

So spaltete sich schon damals die Jugendarbeit auf: Auf der einen Seite gab es (und gibt es immer noch) die 
selbstverwaltenden Jugendgruppierungen, bei denen die Jugendlichen unter sich bleiben, auf der anderen Seite 
die Vereine der Jugendpflege, die unter die Führung von Erwachsenen gerieten. Im Gegensatz zu den "freien" 
Jugendverbindungen, in welchen sich die Mitglieder ungezwungen und unvoreingenommen entfalten können, 
versucht die Jugendpflege die Jugendlichen im Alter von 14 - 21 Jahren bezüglich einer politischen Einstellung 
und Weltanschauung zu beeinflussen. 

Die Aufsicht bei Einrichtungen der Jugendpflege haben festangestellte Pädagogen, die die gesamte Betreuung 
übernehmen. Unterstützt wird dies auch von ehrenamtlichen Mitarbeitern. Ungebundene Jugendtreffs hingegen 
sind eigenständig und vor allem auch baulich als Jugendbereich abzugrenzen, wobei dieser über einen eigenen 
Zugang, eigene Kochgelegenheiten und eigene sanitäre Anlagen verfügen sollte. Nach den heutigen Maßstäben 
sollten ebenso Einrichtungen wie Belichtung und Belüftung, Wärme- und Schallschutz, Energie- und 
Wasserversorgung, Heizung sowie ausreichende Sicherungen gegen Diebstahl und Gewalt beachtet und 
modernisiert werden. 

 B Jugendinitiative Mangfalltal e.V. 

1 Die Verwaltung 

1.1 Förderung des Bayerischen Staates 

Im Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vergibt der Bayerische Jugendring 
(BJR) aus Mitteln des Jugendprogramms der Bayerischen Staatsregierung Zuwendungen für Bau, Einrichtung 
und Modernisierung von örtlichen und überörtlichen Einrichtungen der Jugendarbeit. Der BJR ist eine 
eigenständige Arbeitsgemeinschaft bestehend aus bayerischen Jugendverbänden und -organisationen. 
Jugendräume und -zentren dienen vor allem der kontinuierlichen Arbeit von Jugendgruppen in den Gemeinden, 
sollten jedoch ebenso den Veranstaltungen der offenen Jugendarbeit zur Verfügung stehen, sofern keine eigenen 
Räumlichkeiten vorhanden sind. Weitere Jugendstätten sind Jugendherbergen, Jugendtagungshäuser (für 
Seminare) oder Jugendbildungsstätten (ebenfalls für Seminare bzw. Kurse). 

Die Bayerische Staatsregierung sieht das Prinzip der Subsidiarität vor, das mit dem Vorrang der freien Träger 
vor den öffentlichen Trägern als wesentliches Grundelement die Jugendhilfe prägt. Die Wahrung des 
Subsidiaritätsprinzips gewährleistet die Aufrechterhaltung eines lebendigen, vielfältigen Angebots der 
Jugendarbeit. Geachtet wird auch auf die Pluralität bei den Trägern der Jugendhilfe, die zugleich die Vielfalt der 
Angebote sichert. In den Zielen, Inhalten und Strukturen der Jugendhilfe spiegelt sich so die Pluralität unserer 
Gesellschaft wider. 



1.2 Entstehung, Finanzierung und Förderung 

Ins Leben gerufen wird ein offener Jugendtreff durch Jugendorganisationen, die im BJR zusammengeschlossen 
sind. Weitere Antragsteller wären andere öffentliche anerkannte freie Träger der Jugendarbeit sowie die 
kommunalen Gebietskörperschaften. Im Normalfall ist der Antragsteller der Eigentümer eines Gebäudes. Sollte 
dies nicht der Fall sein, muss vertraglich gesichert sein, dass die Einrichtung ausschließlich dem Antragsteller zu 
seinem zweckentsprechenden Nutzen zur Verfügung steht.  

Eine Förderung und Zuwendung von Seiten des Staates bedarf einiger Voraussetzungen. 

Erstens muss die zu fördernde Einrichtung bezüglich ihrer Konzeption und ihres Baus den fachlichen 
Anforderungen entsprechen. Um den Bedarf festzustellen, werden verschiedene Kriterien geprüft. Wichtig sind 
hierbei die Vorgaben der Jugendentwicklungsprogramme, sei es die der Bayerischen Staatsregierung oder die 
auf kommunaler Ebene. Weiter wird die Gesamtzahl der Jugendlichen und die Sozialstruktur des 
Einzugsbereichs in Betracht gezogen. Auch die Zahl der Jugendverbände, die diese Einrichtung benutzen werden 
sowie die schon vorhandenen Institutionen im Einzugsbereich werden nicht ausser Acht gelassen. 

Zweitens muss der Antragsteller die Räumlichkeiten anderen anerkannten Trägern der Jugendarbeit zur Nutzung 
anbieten, soweit dies im Rahmen des Möglichen liegt und notwendig ist. 

Drittens ist der Zuwendungsempfänger dazu verpflichtet, den laufenden Betrieb sowohl in finanzieller wie auch 
konzeptioneller Hinsicht zu gewährleisten. Er ist also für die Sicherstellung der Gesamtfinanzierung 
verantwortlich, wobei eine Eigenleistung von 10% zu erbringen ist. Diese Zahl ist vom Bayerischen Jugendring 
festgesetzt. Hierzu zählen Geld- und Sachspenden genauso wie freiwillige Arbeiten von Vereins- und 
Gemeindemitgliedern. Bei finanzschwachen Trägern, die nicht über Vermögen oder Einnahmen verfügen, gelten 
auch rechtlich gesicherte Zuwendungen von dritter Seite. Ebenso kann bei unabdingbaren Mehrkosten ein 
weiterer Zuschuss bewilligt werden (Nachbewilligung). Dazu ist jedoch ein besonderer Antrag erforderlich, der 
unverzüglich bei Kenntnis der zu erwartenden Mehrkosten gestellt werden muss. 

Sämtliche Kosten des Bauwerks, der Baunebenkosten, der Aussenanlagen sowie der betriebs-technischen 
Anlagen und Einrichtungen sind zuwendungsfähig. Bei dem Erwerb eines schon bestehenden Gebäudes 
einschließlich Umbaumaßnahmen können nur die Kosten in der Höhe bewilligt werden, die für einen Neubau 
vorgesehen werden könnten. Die Zuwendung beträgt bis zu 40% der förderungsfähigen Kosten, höchstens aber 
20.000 DM. Diese Ausschöpfung der in den Richtlinien vorgesehenen Höchstsätze kommt jedoch nur bei 
Vorliegen besonderer Gründe in Betracht (z.B. bei aussergewöhnlichen geologischen Verhältnissen). Im 
Normalfall liegt der Zuschuss also bei 30%. 

Zweck des Förderungsverfahrens ist die Unterstützung neu entstandener Initiativen, insbesondere innerhalb der 
offenen Jugendarbeit, zur Beschaffung der notwendigen Räumlichkeiten und deren Ausstattung. 

 1.3 Das Antragsverfahren 

Das Antragsverfahren ist in zwei Schritte gegliedert: Zunächst muss der Antragsteller eine Voranfrage 
einreichen. In dieser sind das geplante Programm und die vorgesehenen Maßnahmen zu erläutern. Außerdem 
sind folgende Unterlagen beizufügen: 

• die Notwendigkeit des Bedarfs oder der Maßnahme muss begründet werden 
• Vorlegung eines Konzepts 
• Stellungnahme des Stadt- bzw. Kreisjugendrings 
• schon vorhandene Planskizzen und Bestandspläne  
• Kostenvoranschlag 
• Darstellung der Rolle und Beteiligung der betroffenen Jugendlichen und ihrer 

Organisationen 

Geprüft wird das Ganze durch den Planungs- und Verteilungsausschuss. Erst dann kann der eigentliche 
Zuschussantrag beim Bayrischen Jugendring eingereicht werden. Bei Vereinen ist der Nachweis des zuständigen 
Finanzamts über die Gemeinnützigkeit hinzuzufügen. Der Antragsteller erhält anschließend einen schriftlichen 
Bescheid über die Bewilligung oder Ablehnung eines Zuschusses und die damit verbundenen Auflagen und 



Bedingungen, wie zum Beispiel die Berücksichtigung der Belange von Behinderten. Der Kreisjugendring (KJR) 
und das Landratsamt haben das Prüfungsrecht über den Zuschuss. Wurde dieser nicht zweckentsprechend 
verwendet, so ist er zurückzuzahlen. 

1.4 Der Kreisjugendring und die Kreisjugendpflege 

Der Kreisjugendring ist die politisch unabhängige Dachorganisation aller Jugendvereine im Landkreis. Um als 
Jugendorganisation in den KJR aufgenommen zu werden, muss ein Verein ein halbes Jahr bestehen, eingetragen 
und gemeinnützig sein, wobei die Aktivitäten im breiteren Umfang geleistet werden müssen (z.B. in der 
sozialen, kulturellen, musischen und politischen Jugendbildungsarbeit, Interessenvertretung, Freizeitgestaltung). 
Gesichert ist dem Mitglied die finanzielle wie moralische Unterstützung, zum Beispiel bei Veranstaltungen. Hier 
werden Arbeits - und Hilfsmittel bezuschusst (etwa 1/3 der Anschaffungskosten) sowie Mietgebühren und 
Versicherungen übernommen. Aktionen oder Modelle, die die Hilfe des KJR benötigen, sind mindestens 4 
Wochen vorher anzuzeigen. 

Abb. 1 

Die Kreisjugendpflege (KJP) ist allgemein für die Jugend im Landkreis zuständig und untersteht dem 
Landratsamt. Bei gemeinsamen Veranstaltungen mit Jugendvereinen übernimmt die KJP die Verantwortung bei 
Unfällen und Versicherungsangelegenheiten. Durch Veranstaltungen verursachte Verluste trägt die KJP, 
Gewinne hingegen gehen an die Jugendorganisation. So erleichtert sie neu zusammengeschlossenen 
Jugendinitiativen den Start und leistet nahezu "Entwicklungshilfe". 

2 Die Organe des Vereins JIM 

2.1 Die Mitgliedschaft 

Um aktives Mitglied des Vereins Jugendinitiative Mangfalltal JIM e. V. zu werden muss man das 14. Lebensjahr 
vollendet haben. Der Mitgliedsantragsteller hat sich zu den Zielen des Vereins zu bekennen, eine schriftliche 
Beitrittserklärung zu unterschreiben und eine einmalige Beitrittsgebühr von 20,- DM zu bezahlen. Für jedes 
weitere Jahr wird ein Mitgliedsbeitrag von etwa 15,- DM verlangt. Näheres wird jährlich in den 
Vollversammlungen festgelegt. Mit Vollendung des 25. Lebensjahres ist ausschließlich eine passive bzw. 
fördernde Mitgliedschaft möglich. Dies schließt in der Vollversammlung Stimmrecht und Kandidaturrecht aus, 
beinhaltet jedoch Rederecht. Vorstandsmitglieder sind bis zur Neuwahl des Vorstands von dieser Bestimmung 
ausgeschlossen.  

Beendet wird die Mitgliedschaft durch Tod, durch Austritt (schriftliche Mitteilung an den Vorstand), bei 
Nichtbezahlung des Beitrags bis zum 31.3. eines Jahres trotz erfolgter Mahnung oder durch Ausschluss des 
Vorstandes. In diesem Fall hat jedes Mitglied die Möglichkeit, Beschwerde einzulegen oder sich anhören zu 
lassen. 

Mitglieder haben das Recht, an Veranstaltungen des Vereins zu den Vergünstigungen teilzunehmen, die von der 
Vollversammlung festgelegt worden sind. Sie erhalten jedoch keinerlei Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
Bei Auflösung des Vereins aber bekommen Mitglieder geleistete Barauslagen und den gemeinen Wert 
gegenüber Sachspenden zurückerstattet, Spenden und Mitgliedsbeiträge hingegen auf gar keinen Fall.   

2.2 Der Vorstand 

Jede jugendeigene Gemeinschaft benötigt einen Vorstand oder Sprecherrat. Vorstand im Sinne §26 BGB sind die 
beiden Vorsitzenden und der stellvertretende Vorsitzende, wovon jeweils zwei Vorstandsmitglieder den Verein 
gerichtlich und aussergerichtlich vertreten. Weiter gibt es zwei Beisitzer, einen Schriftführer und einen Kassier, 
dessen Arbeit vom Revisor geprüft wird. Das Amt des Revisors kann nur ein förderndes Mitglied (also über 25 
Jahren) oder ein externer Interessent übernehmen, die anderen Ämter werden mit aktiven Mitgliedern besetzt. 
Der Vorstand bleibt bis zur Neuwahl (also etwa ein Jahr) im Amt. Bei Ausscheiden eines oder mehrerer 
Vorstandsmitglieder sind innerhalb 6 Wochen Neuwahlen einzuberufen. Die Kompetenzen des Sprecherrates 
liegen in der Entscheidung über Aufnahme und Ausschluss eines Mitglieds mit 5/7 Mehrheit, in der Einberufung 
anstehender Vollversammlungen (mindestens einmal im Jahr) und der Beschließung spezieller Probleme, für die 
eine Mitgliederversammlung nicht notwendig oder angebracht ist. Auch kann er gegenüber Besuchern notfalls 



das Hausverbot aussprechen. Seine Aufgaben liegen in der Vertretung der Jugendorganisation nach innen und 
nach außen, im Kontakthalten zur Stadt und in der Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung. Der 
Vorstand tritt etwa einmal im Monat zusammen.  

2.3 Die Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung ist die beschließende Vertretung aller Mitglieder des Vereins und soll einmal im 
Jahr in den ersten 4 Monaten des Vereinsjahrs abgehalten werden. Von ihr wird der Vorstand gewählt. Sie ist 
beschlussfähig, wenn nach schriftlicher Ladung mindestens ¼ der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 
Stimmberechtigt mit jeweils einer Stimme ist jeder, der die Bedingungen des aktiven Mitglieds erfüllt. Die 
Wahlen erfolgen gleich und geheim. Sonstige Abstimmungen können mit Handzeichen abgestimmt werden; es 
sei denn, 1/3 der anwesenden Stimmberechtigten verlangt eine geheime Abstimmung. Stimmabgaben für 
abwesende Mitglieder sind nicht möglich, Stimmenthaltungen sind gültige Stimmen. Der Vorstand wird mit der 
einfachen Mehrheit gewählt.  

Eine Mitgliederversammlung ist auch einzuberufen, wenn diese von mindestens 1/3 der stimmberechtigten 
Mitglieder des Vereins schriftlich gegenüber dem Vorstand verlangt wird. Weitere Aufgaben dieser 
Versammlung sind die Entgegennahme der Rechenschaftsberichte, die Entlastung des Vorstands nach ihrer 
einjährigen Amtierung, die Beschlussfassung über grundsätzliche Angelegenheiten der JIM (v.a. Finanzielles), 
die Festlegung der Arbeitsplanung und, falls notwendig, die Satzungsänderung, die eine 2/3 Mehrheit aller 
Stimmberechtigten bedarf. Auch im Falle der Vereinsauflösung müssen 2/3 der stimmberechtigten Mitglieder 
zustimmen. Über jede Versammlung wird ein Protokoll erstellt, in das jedes Mitglied einsehen kann und das von 
einem der Vorstandsmitglieder unterschrieben wird. 

Alle Regelungen beinhalten Prinzipien der Demokratie. 

2.4 Die Aufgabe der Stadt /Gemeinde 

Die Stadt hat nur beratende Funktion. Schließlich ist die JIM ein offener Jugendtreff und damit selbstverwaltend. 
Seitens der Stadt steht lediglich ein Ansprechpartner zur Verfügung, der die Jugendlichen bei Problemen 
unterstützt und zwischen ihnen und der Stadt vermittelt. Mit einem "Aufpasser" oder "Überwacher" hat diese 
Aufgabe nichts gemein. 

Bei der JIM ist dieses Bindeglied der Jugendbeauftragte Herr Manfred Janisch sowie die Jugendreferentin Frau 
Anna Hofschneider. Ebenso ist im Kreisjugendring, der seinen Sitz in Rosenheim hat, eine Anlaufstelle 
vorhanden: Die Kreisjugendpfleger Herr Hannes Fischer und Herr Winnie Pletzer sind für alle 
Jugendorganisationen im gesamten Umkreis zuständig (z.B. für die Jugendinitiative Grafing, das Jugendzentrum 
in Rosenheim). Regelmäßig finden Gespräche oder Treffen der Jugendlichen mit den Vertretern der Stadt statt, 
um Problemen vorzubeugen und um einfach in Kontakt zu bleiben.  

3 Die JIM 

3.1 Die Entstehung der Jugendinitiative Mangfalltal e.V. 

Schon Ende der 70er Jahre war ein Versuch gestartet worden, einen Jugendtreff in Bad Aibling einzurichten. Der 
sogenannte "Club Moustache" hatte eine ähnliche Zielsetzung wie die zukünftige JIM und verfolgte die 
Absichten der offenen Jugendarbeit. Ein Mitbegründer war der heutige Stadtrat der GOL, Herr Christian Poitsch, 
gewesen. Die Entwicklung strebte jedoch in die Richtung der Jugendpflege, also zu einer Jugendstätte mit 
Personal. Die Initiative schlief nach ersten Bemühungen letztendlich ein. 

Der Grundgedanke der JIM wurde im Jahre 1990 geboren. Anträge zur Verbesserung des Jugendprogramms im 
Raum Bad Aibling wurden an die Stadt gestellt, so auch von der Arbeitsgruppe Politik und Zeitgeschichte des 
Gymnasiums Bad Aibling, welche unter der Leitung von Herrn Bernhard Jaumann stand. 

Auf ihre Briefe kamen folgende Antworten: Die CSU zeigte sich eher abweisend. Auf den Hinweis, dass für die 
Jugend zu wenig getan werde, gab die CSU zu verstehen, dass in jedem Bereich, ob Sport oder Kultur, das 
Freizeitangebot nicht ausreiche, dies also ein übergeordnetes Problem sei. Allgemein stehe sie einem Jugendtreff 
aber positiv gegenüber, solange dieser für alle offen sei und sich "nach innen hin" nicht abgrenze.  



Die SPD hatte sich bereits mit dieser Thematik auseinandergesetzt und einen Antrag auf Einstellung eines 
hauptberuflichen Jugendpflegers gestellt. Dies konnte jedoch aufgrund fehlender finanzieller Mittel nicht 
durchgesetzt werden. Auch die von der SPD geforderte Einrichtung eines Jugendzentrums wurde durch die CSU 
- Mehrheit abgelehnt. 

Die ÜWG stimmte im allgemeinen zu, dass das Freizeitangebot in Bad Aibling völlig unzureichend sei. Ihre Idee 
sei gewesen, ein Jugendparlament einzurichten, das im Stadtrat Vortragsrecht habe. Die Jugendarbeit in Bad 
Aibling wolle sie gerne unterstützen. 

Jugendliche zwischen 16 und 20 Jahren von Bad Aibling bis Feldkirchen hatten sich schließlich zu Beginn der 
90er Jahre zusammengeschlossen, mit dem Ziel einen zwanglosen Jugendtreff ins Leben zu rufen, der auf die 
Bedürfnisse der Jugendlichen gerichtet sein sollte, der niedrige Preise habe und in dem jeder seine Vorstellungen 
und Ideen verwirklichen oder zumindest einbringen könne. 

Am 26. April 1990 fand die Vereinsgründung statt. Mitte Oktober desselben Jahres wurde die JIM in das 
Vereinsregister als gemeinnütziger Verein eingetragen. Daraufhin wandte sich die frischgebackene 
Jugendinitiative an den Bürgermeister Dr. Werner Keitz und an den gesamten Stadtrat, um vor allem um 
finanzielle Hilfe zu bitten, aber auch um allgemein die Haltung der verschiedenen Parteien zu einem Jugendtreff 
zu erfahren.  

Dieser Treff, so ihr Anliegen, sollte eine Alternative zu Kneipen und Discotheken, aber auch zu traditionellen 
bzw. konfessionellen Organisationen (Konfirmationsgruppe, Kirchenchor, Trachtenverein etc.) und 
kommerziellen Freizeitangeboten werden, in dem sich die Jugendlichen ohne Konsumzwang und ohne 
vorgefertigtes Verhaltensmuster verwirklichen können. Die Prämisse stand eindeutig fest : Der Verein sollte 
selbstverwaltend sein und im Rahmen der offenen Jugendarbeit laufen. 

Das Motto der "Jimmies" war "Engagieren, nicht konsumieren", und das brachte ihnen" auch den Erfolg: Durch 
mehrere Veranstaltungen wie zum Beispiel das Kulturfestival, Ostereiersuchen für Kinder oder das 
Jonglierseminar zogen sie sämtliche Stimmen auf ihre Seite. Der Stadtrat sprach den Jugendlichen aufgrund ihrer 
aktiven Mitarbeit ihre Anerkennung aus und bot ihnen politischen Rückhalt sowie finanzielle Unterstützung an. 

Vertreter der Jugend wurden in die Stadtratssitzungen eingeladen, wo über die Zukunft und über die 
Vorstellungen der Jugendlichen diskutiert wurde. Die Jugendlichen hatten sich deutlich für einen 
selbstverwaltenden Jugendtreff ausgesprochen. So sollte der Betrieb, die Verwaltung, die Regelung der Finanzen 
und die Programmgestaltung allein in den Händen der "Jimmies" liegen, die ohne Konsumzwang, ohne 
Bevormundung, ohne Verhaltensmaßregeln und ohne Aktivitätsvorschriften einen freien Aufenthaltsraum für 
Jugendliche errichten und betreiben wollten. Ihr erstes Ziel war es, alternative Jugendkultur anzubieten, die ja in 
einer Kurstadt wie Bad Aibling zwangsweise zu kurz kommt, da das Kulturprogramm auf Kurgäste 
zugeschnitten ist. Damit wollten sie Kultur, Informationen und politisches Denken vermitteln und eine 
persönliche Entwicklung ermöglichen. Ein weiteres Argument für die Einrichtung war, dass die Jugendlichen 
selbst Verantwortung übernehmen sollten und die Aufgabe hätten , sich in der eher skeptischen Öffentlichkeit zu 
vertreten und zu präsentieren.  

Ein Problem waren die Finanzen - doch auch das wurde gelöst. Die Stadt hat sich bereit erklärt, die Miete des 
Gebäudes zu übernehmen. Auch könnten Reparaturen, Renovierungsarbeiten und einmalige Anschaffungen wie 
eine Musikanlage oder eine Leinwand für Filmvorführungen auf Antrag hin bezuschusst werden. Die 
schwierigsten Kosten bildeten allerdings die des laufenden Unterhalts sowie die Fixkosten wie Strom, Wasser, 
Heizung und die Müllabfuhr. Einen Teil sollten Spenden (übrigens steuerlich absetzbar!) und Zuschüsse von der 
Gemeinde oder dem Landkreis decken, wobei die Gefahr einer großen Abhängigkeit der JIM von eben diesen 
Zuschüssen bestünde. Der andere Teil müsste durch Getränkeverkauf, Mitgliedsbeiträge und Eintrittsgelder 
beglichen werden. Mit den Veranstaltungen sollte kein Gewinn erzielt, sondern nur die Kosten gedeckt werden. 
Diese Finanzierung eines Jugendtreffs ist also eine Mischfinanzierung. Der Vorteil liegt darin, dass die 
Jugendorganisation nicht einer Geldquelle ausgeliefert ist. Der Nachteil bei all diesen Zuschüssen ist, dass das 
Geld erst nachträglich ausbezahlt wird und die Summe erst vorgestreckt werden muss. Leider hat sich gezeigt, 
dass die meisten Banken Jugendtreffs nicht als kreditwürdig ansehen. Solche bürokratische Vorfälle erschweren 
selbstverständlich die Anfänge einer Jugendinitiative. 

Trotz allem hatten es die "Jimmies" fast geschafft: Die Stadt stellte die nötigen Grundlagen bereit und sie selbst 
hatten sich durch ihre gute Öffentlichkeitsarbeit profiliert und behauptet. Jetzt fehlte nur noch eines.... 



3.2 Die Einrichtung des Stellwerks 

Seit ihrer Gründung war die Jugendinitiative auf der Suche nach geeigneten Räumlichkeiten. Wie sie in 
Zeitungsartikeln und öffentlichen Informationsständen erklärten, sollte der Jugendtreff aus einem großen 
Veranstaltungsraum sowie aus einem kleineren Raum bestehen, der als Treffpunkt fungieren könnte. Dort 
würden dann auch Getränke ausgeschenkt und kleine Imbisse verkauft werden.Gleichzeitig sollte der Treff 
zentral liegen und gut erreichbar sein, aber dennoch die Lärmbelästigung für Anlieger möglichst gering halten. 
Ferner wären bauliche Veränderbarkeit und vielseitige Nutzbarkeit von Vorteil. Als Mittelpunkt hatte sich die 
"Schulstadt" Bad Aibling herauskristallisiert. Doch einen passenden Raum zu finden war leichter gesagt als 
getan. Viele Angebote wurden eingeholt, darunter war auch die alte Jahnturnhalle. Sogar an das Anmieten einer 
normalen Wohnung wurde gedacht. Trotz Unterstützung der Stadt und auch des Landkreises blieb die Suche erst 
einmal erfolglos. 

So musste die JIM für ihre Veranstaltungen auf andere Lokalitäten wie zum Beispiel den Theatergarten oder das 
Kurhaus ausweichen. Dies war jedoch eine Art Teufelskreis: Es gestaltete sich schwierig, das Anmieten der 
Räumlichkeiten, das Einladen der Darsteller und den passenden Termin unter einen Hut zu bringen und 
gleichzeitig die Veranstaltung publik zu machen. Die Jugendlichen, die (noch) nicht Mitglied waren, wurden zu 
spät oder gar nicht informiert. Auch waren die verschiedenen Ausweichlokalitäten unterschiedlich aufgebaut und 
ausgestattet. Bevor also ein Konzert überhaupt vorbereitet werden konnte, mußte erst einmal die Infrastruktur 
überprüft und gegebenenfalls mit den fehlenden Gegenständen bereichert werden. Die Orte der Sitzungen und 
Besprechungen waren ein weiteres Problem: Wo findet sich ein Raum um 30 Leute für die Programmgestaltung 
unterzubringen? Die Dringlichkeit der Räume lag klar auf der Hand. Resignation kam zwar nicht in Frage, doch 
war die schier unlösbare Raumfrage zum Beispiel bei der Jugendinitiative Prien der entscheidende Punkt für das 
Scheitern. 

Weitere (Such-) Aktionen wurden von den Jugendlichen geplant. Ein großer Erfolg war das Ostereiersuchen am 
30. März 1991, das unter dem Motto "Kinder suchen Ostereier , JIM sucht Räume" im Aiblinger Kurpark 
stattfand. Während die Kinder Eier suchten, wurden die Eltern über die Notwendigkeit eines offenen 
Jugendtreffs in Bad Aibling informiert. Auch organisierten die Jugendlichen für den Stadtrat eine 
Besichtigungsfahrt zu anderen selbstverwaltenden Jugendtreffs, um ihre Meinungsbildung zu fördern. Mit einer 
Reihe von Veranstaltungen und anhaltender Medienarbeit (26 Zeitungsartikel; 3 Radiointerviews; 2 
Fernsehinterviews; 6 Info - Stände; durch letztere wurden ca. 600 Unterschriften gesammelt) hatte sich die JIM 
als Jugendorganisation einen Namen gemacht. 

Im Januar 1992 war es dann endlich soweit: Ein Raum war gefunden. In der Stadtratssitzung vom 30. Januar 
1992 wurde mit nur einer Gegenstimme der Jugendtreff im 90 Quadratmeter großen Gebäude der alten 
Bahnmeisterei genehmigt. Herr Dr. Werner Keitz erklärte, dass die Stadt die Umbaukosten von etwa 50.000,- 
DM übernehmen werde und auch die Miete mit 600,- DM monatlich für die Gemeinde tragbar wäre. Die Stadt 
schloss den Mietvertrag ab, vermietete die Räume weiter und übernahm auch Brandversicherung und 
Gebäudehaftpflichtversicherung. Das Mobiliar und die Betriebskosten musste die Initiative selbst finanzieren, 
ferner gewährte ihnen der Landkreis Zuschüsse. Auf Antrag von Herrn Dr. Max Gimple hin bewilligte das 
Landratsamt in einer Sitzung im März hierzu 5000,- DM statt den beantragten 3000,- DM. Ebenfalls sicherte das 
Kreisjugendamt seine fachliche Beratung zu, von dem dieses Pilotprojekt sehr begrüßt wurde. Neben den vielen 
Jugendlichen, die der Stadtratssitzung beiwohnten, lobten auch die Stadträte die Billigung der langersehnten 
Räumlichkeiten. So Jugendreferentin Frau Anni Hofschneider von der SPD: "Es ist wichtig, dass wir endlich in 
Bad Aibling eine Einrichtung erhalten, wo Jugendliche, die keinem Verein angehören, unterkommen können." 
Kritik wurde von Frau Heidi Benda, Grüne Offene Liste, geübt, da für die Jugendlichen keine eigenen 
Toilettenanlagen vorgesehen waren. Aus finanziellen Gründen sei dies leider nicht möglich und so müssten die 
neuen Anlagen in unmittelbarer Nähe am Bahnhof mitbenutzt werden, erklärte Dipl. - Ing. Herr Andreas Krämer 
vom städtischen Bauamt. Über eine mögliche Erweiterung werde noch diskutiert. 

Nun hieß es, die Öffentlichkeit zu informieren, die Eröffnungswoche zu planen, sich über Rechte und Pflichten 
zu informieren und vor allem eine akzeptable Hausordnung zu erstellen. Die "Jimmies" einigten sich auf die 
Öffnungszeiten von 20 bis 24 Uhr freitags und samstags und jeden Dienstag bis 23 Uhr, bei Konzerten oder 
Partys bis 1 Uhr. Hier ist allerdings die Genehmigung der Stadt erforderlich und die Anwohner und eventuell 
auch die Polizei sollten wegen möglicher Beschwerden informiert werden. Außerdem werde einmal die Woche 
eine interne Sitzung für Mitglieder stattfinden. Für jeden geöffneten Tag werde ein Thekendienst eingeteilt, der 
von jeweils zwei Mitgliedern übernommen wird. Um Imbisse verkaufen zu dürfen, werde allerdings ein 
Gesundheitszeugnis benötigt. Weiter musste eine Haftpflichtversicherung, eine Gruppenunfallversicherung und 
eine Elektroversicherung abgeschlossen, zu einer Brauerei Kontakt aufgenommen und die GEMA von der neuen 



Institution unterrichtet werden. Ferner mussten Verträge ausgearbeitet werden, z.B. Gastspielverträge mit Bands 
oder Verpflichtungserklärungen dafür, dass bei Filmen keine öffentliche Werbung gemacht werden darf. Auch 
wurde beschlossen, die Räume des "Stellwerks" einmal einem französischen Schüleraustausch zur Verfügung zu 
stellen. 

Am 6. Mai 1993 fand dann die offizielle Eröffnung statt. Das "Stellwerk war voll bis auf den letzten Platz. 
Stadträte, Nachbarn, die Zeitung und sogar Bürgermeister Dr. Werner Keitz waren gekommen, um der Jugend zu 
gratulieren und dem Vorstand den Schlüssel zu überreichen. Trotz der Tatsache, dass sich der Jugendtreff alleine 
verwalten wolle, schwer zu akzeptieren sei, sei das vorgelegte Konzept durchaus "gut" und realisierbar, so der 
Bürgermeister. Großzügige Einstandsgeschenke wurden den "Jimmies" vom Landratsamt, den Gemeinden 
Feldkirchen - Westerham und Bad Feilnbach, Herrn Peter Imgrund und dem GOL - Stadtrat Herrn Christian 
Poitsch, der noch die Finanzen des "Club Moustache" verwaltete, überbracht. Folgend bedankte sich die Jugend 
und eröffnete die Einweihungswoche mit einem attraktiven Programm: Unter anderem standen eine Party, eine 
Sonntagsfilmmatinee mit Frühstück, eine Lesung und zwei Konzerte auf der Liste.  

Die JIM nahm den Betrieb auf und hatte es nun leichter, Veranstaltungen zu organisieren, da sie mit ihrem festen 
Treffpunkt "Stellwerk" jedem ein Begriff war. Als Orientierungshilfe diente die Jugendinitiative Grafing e.V. 
(JIG), die schon seit Jahren erfolgreich einen selbstverwaltenden Jugendtreff betreibt. Ansonsten konnten 
weitere Kontakte aufgebaut werden (Einladungen an die JIG und die JUI zum Austausch von Erfahrungen) und 
größere Aktionen in Angriff genommen werden. Besonders erfolgreich war das Mitwirken der JIM am 
Historischen Markt 1995 anlässlich des Stadtjubiläums. 

4 Problematik 

4.1 Allgemeines 

"Allzu schnell ist von einem verkappten Drogenzentrum die Rede, wenn das Wort Jugendtreff fällt." Schon früh 
wurde erkannt, dass die Einrichtung eines Jugendtreffs nicht nur Erfreuliches mit sich bringt, sondern auch jede 
Menge Probleme. 

Oft wurde und wird den Jugendlichen der Missbrauch von Alkohol und Drogen angehängt. Hierbei ist nicht zu 
leugnen, dass es vorkommen kann, dass ein Besucher Drogen wie Haschisch mit sich führt, wenn er das 
Stellwerk betritt. Für die JIM - Mitglieder ist es unmöglich, dies unter Kontrolle zu halten, schließlich wollen sie 
ja nicht wie in Discotheken Türsteher aufstellen und Einlasskontrollen durchführen. Außerdem: In welcher 
Schule oder öffentlichen Kneipe werden keine Drogen konsumiert oder damit gehandelt? Bei einer Anhäufung 
von Jugendlichen ist das Drogenproblem unvermeidbar. Auch das Problem Alkohol wurde nicht erst mit dem 
Stellwerk geboren. Erstens wird es den Jugendlichen von den Erwachsenen vorgemacht. Kein Geburtstag, keine 
Betriebsfeier, kein Volks- oder Oktoberfest und kein Bürgerfest ohne Alkoholausschank ist in der 
Erwachsenenwelt vorstellbar. Zweitens ist es ein Leichtes für Minderjährige, Alkohol zu erwerben, sei es durch 
den Einkauf an Tankstellen, durch ältere Geschwister oder sogar durch die Eltern selbst: Jederzeit gelangen 
Jugendliche an Bier und Wein genauso wie an hochprozentige Spirituosen. 

Auch wurde das Erscheinungsbild des Stellwerks in der Öffentlichkeit durch die Bahnhofsszene getrübt. In den 
letzten Jahren verlagerte sich der Treffpunkt vor allem der "rechten" Szene vom Marienplatz über den Kurpark 
auf das Bahnhofsgelände. Passanten, die dort belästigt wurden, brachten diese Jugendlichen umgehend mit der 
JIM in Verbindung. Ebenso die Randalen, Brände und sonstige Schäden, die sich in ganz Bad Aibling 
ereigneten, wurden ohne nähere Hinterfragung sofort den Mitgliedern des Stellwerks angelastet. Dass jedoch die 
"Jimmies" von den radikalen Gruppen genauso heimgesucht wurden, hat kaum jemanden interessiert. Bei 
solchen Vorfällen wurden von Seiten der "Rechten" Schlägereien provoziert, die Besucher wurden sogar mit 
Tränengas aus ihren Räumen vertrieben und gezwungen, Hitlerparolen zu äußern. "Das Jugendzentrum stand 
dadurch in zweifelhaftem Licht.", so Polizeichef Lutz Ellermeyer. Mehrfach kam es vor, dass das Stellwerk mit 
Hakenkreuzen beschmiert wurde, Fensterscheiben eingeschlagen wurden und sogar ein Einbruch stattfand, 
wobei die Kasse gestohlen worden war. Die Polizei stand in diesen Fällen immer hinter der JIM, animierte sie, 
die Vorfälle im Stellwerk zur Anzeige zu bringen. Sie vermutete, dass diese positive Einrichtung der Stadt Bad 
Aibling, die bisher aus polizeilicher Sicht als wichtiger Beitrag zur Jugendarbeit keinen Anlass zum Einschreiten 
gegeben hatte, in Verruf gebracht werden sollte.  

Bei einem weiteren Überfall auf das Jugendtreff während einer Veranstaltung, bei dem es abermals zu 
Handgreiflichkeiten kam, äußerte ein Sprecher von JIM: "Später bekamen wir von der Polizei zu hören, dass der 



Jugendtreff ohnehin dichtgemacht werden sollte.". In der Stadtratssitzung vom 30. September 1993 wurde über 
dieses Problem diskutiert. Vorwürfe seitens der SPD, dass Jugendliche des öfteren am Stellwerk "herumlungern" 
und "saufen" würden, dürften bei diesem sensiblen Thema nicht pauschalisiert werden, so Bürgermeister Dr. 
Werner Keitz. Auch GOL - Stadtrat Herr Christian Poitsch verteidigte die JIM, da die Betreiber des Jugendtreffs 
nichts unternehmen könnten, wenn dort schon vor den Öffnungszeiten jemand "herumlungert". "Wenn dort 
militante Gruppen anrücken, muss dies im Keim erstickt werden" argumentierte Stadträtin Frau Heidi Benda für 
die Jugendlichen. Folgend sollte ein Gespräch mit JIM geführt werden, um dieses Problem aus der Welt zu 
schaffen. 

Zwei Jahre später wurde aus diesen Gründen ein Notruftelefon, dessen Gebühren die Stadt übernimmt, 
angeschafft, um die Polizei rechtzeitig informieren zu können. Vorher mussten die Jugendlichen bis zur Post vor 
laufen, um telefonieren zu können. Dies war immer sehr hinderlich und gefährlich, da die Jugendlichen durch die 
Gruppe der Störenfriede, die sich vor dem Jugendtreff und auf dem Bahnhofsvorplatz aufhielten, hindurch 
mussten, um zu den öffentlichen Telefonzellen zu gelangen. Dabei wurden sie angepöbelt und nicht selten 
bedroht.  

Derartige Vorfälle, die auch in der Öffentlichkeit publik wurden, stellten die JIM natürlich in ein schlechtes 
Licht, trotzdem die Anschuldigungen offiziell zurückgewiesen wurden. Eltern hatten Bedenken, ihre Kinder ins 
Stellwerk gehen zulassen, da es als "Drogenhölle" verrufen und als radikaler Treff abgestempelt wurde. 

Hinzu kam, dass sich des öfteren Nachbarn über die Lautstärke bei Partys oder Konzerten bei der Polizei 
beschwert hatten und diese zum Teil mehrmals pro Abend in dem Jugendtreff erscheinen mussten. Die 
Lärmbelästigung ist jedoch ein allgemeines Problem der meisten Einrichtungen für Jugendliche. Und 
letztendlich ist "ein Jugendzentrum dazu da, eine Alternative zu sein, wo die Besucher in einem jugendgemäßen 
Ambiente zusammenfinden können, um ihren Freizeitinteressen nachzugehen". 

4.2 Der CSU - Antrag im Sommer 1996  

Derartige Anschuldigungen gegen die JIM, wie sie in 4.1. erläutert wurden, wurden seitens der CSU im Juli 
1996 erstmals schriftlich vorgebracht. 

Der Antrag der CSU - Fraktion Bad Aibling an den Bürgermeister sprach die steigende Jugendkriminalität in 
Bad Aibling an. Auf Grund der sich anhäufenden Brände sowie etlicher Anschläge auf Passanten aus den Reihen 
der Jugend, sah sich die CSU gezwungen diesen Gewalttaten Einhalt zu gebieten. Ihr erster Blick fiel dabei auf 
die JIM, die durch angebliche Alkoholexzesse und Rauschgifthandel aufgefallen sei. Vertreter der Fraktion 
bezogen sich in erster Linie auf Berichte der Bad Aiblinger Polizei, die des öfteren von den jeweilig 
verantwortlichen Thekendiensten zu Hilfe gerufen wurde, wenn Randalierer das Stellwerk heimsuchten. Die 
CSU gab der JIM nicht die Alleinschuld, konnte aber nicht umhin, auf mögliche Wurzeln der Probleme im 
Jugendtreff hinzuweisen. Des weiteren erarbeitete die CSU Lösungsvorschläge: Unter anderem regte sie es an, 
eine erwachsene Aufsichtsperson zu stellen, die für die Aktivitäten und vor allem den Betrieb des Stellwerks 
verantwortlich sein sollte. Hierfür wurde eine finanzielle Unterstützung des Landratsamts beantragt. Sollte diese 
nicht gewährleistet werden, so hieß es, müsse das Stellwerk hilfsweise geschlossen werden. Weiter beauftragte 
sie die Stadt Bad Aibling, gerichtlich gegen Verunreinigungen und Schädigungen öffentlicher Flächen 
vorzugehen. Außerdem regten sie die Bereitstellung einer Sicherheitswacht wie in Rosenheim an und spielten 
mit dem Gedanken, den Jugendtreff in einen Bürgertreff umzuwandeln, was laut CSU den Vorteil hätte, dass 
Jung und Alt gemeinsam ihre Freizeit gestalten könnten, wodurch Aggressionen u.U. vermieden würden. 
Abschließend führten sie an, dass ein Alkoholverbot im Stellwerk unvermeidlich sei. 

Betroffen und empört reagierte die JIM und die Besucher des Stellwerks. Vor allem die Anschuldigungen 
bezüglich der "Alkoholexzesse" und des Rauschgifthandels lösten insbesondere bei den Eltern der "Jimmies" 
heftige Reaktionen aus, die sie in mehreren Leserbriefen an den Mangfallboten zum Ausdruck brachten. Der 
eindrucksvollste Kommentar wurde von mehr als 30 Eltern unterschrieben und beschuldigte die CSU des 
Rufmordes an ihren Kindern. Die CSU - Fraktion habe sich nicht die Mühe gemacht, so lautete der Vorwurf, mit 
den größtenteils volljährigen Jugendlichen zu sprechen, geschweige denn die Zustände im Stellwerk persönlich 
zu besichtigen. Hingewiesen wurde außerdem auf diverse Trachtenfeste, Volks- und Burschenfeste o.ä., auf 
denen "nachweisbar jede Menge Alkohol konsumiert wird" und so die CSU mit zweierlei Maßstäben messe um 
den Jugendtreff "zum Sündenbock für die Probleme unserer Gesellschaft" zu machen.  

Die Reaktionen der Jugendlichen selbst waren weniger aggressiv als vielmehr konstruktiv: Anstatt zu resignieren 
legten die "Jimmies" eine besonnene und selbstbewußte Problembearbeitung an den Tag. In zahlreichen 



Zeitungsartikeln setzten sie sich kritisch mit den Anschuldigungen auseinander. Dazu kam eine spontane 
Unterschriftenaktion, bei der innerhalb weniger Tage über 700 Unterschriften gesammelt sowie eine "INFO - 
BROSCHÜRE"entworfen wurden. Auf diese Art und Weise versuchte die Jugendinitiative sich mit 
Sachargumenten zu verteidigen.  

In dem Fernsehinterview im Regionalfernsehen Rosenheim bezog der erste Vorstand, Frau Anne Blume, zu den 
Beschuldigungen Position. Die Äußerungen des CSU - Vertreters Herrn Dr. Alois Kreitmeier zum Stellwerk 
könne sie so nicht akzeptieren. Die Gleichstellung mit einer "Drogenhölle" sei absurd. Mit einem Verweis auf 
die Satzung und die Hausordnung (siehe Anhang 1) versicherte Frau Blume, dass weder der Konsum noch die 
Verherrlichung von Drogen oder der Missbrauch von Alkohol im Jugendtreff geduldet würden. Hochprozentiges 
dürfe sowieso nicht ausgeschenkt werden, der Verkauf beschränke sich auf Bier und Wein. Des weiteren sei in 
der Nutzungsvereinbarung festgehalten, dass alkoholfreie Getränke billiger anzubieten sind als Bier oder Wein. 
Auf das, was außerhalb des Stellwerks vorgehe, haben die "Jimmies" keinen Einfluss. Die Polizei habe im JIM 
selbst noch nie Drogen gefunden und es ist nicht die Aufgabe von JIM, Besucher zu kontrollieren oder auf 
Minderjährige achtzugeben, die sich Alkohol z.B. an Tankstellen besorgt haben.  

Die JIM - Mitglieder können nicht für den gesamten Bahnhofsplatz verantwortlich gemacht werden. Der 
Bahnhofsplatz ist ein zentral gelegener, öffentlicher Platz und so kann der JIM niemand die Alleinschuld an 
Verunreinigungen oder gar kriminellen Handlungen geben. Das Stellwerk ist selbst mehrmals Zielobjekt 
gewalttätiger Angriffe gewesen, wobei nie mit Gegengewalt geantwortet worden ist. Die Beschuldigung der 
Brandstiftung aus den Reihen der CSU ist ohne Beweis und somit haltlos 

Das Einstellen einer erwachsenen Aufsichtsperson erübrigt sich aus folgenden Gründen: Erstens ist das 
Stellwerk eine Einrichtung der freien Jugendarbeit und somit selbstverwaltend. Der Stadtrat hatte im Jahre 1993 
darüber abgestimmt und sich für den unabhängigen Treff entschieden. Zweitens hat die JIM bereits eine 
Aufsicht, nämlich den Kreisjugendpfleger Herrn Hannes Fischer und den Jugendbeauftragten Herrn Manfred 
Janisch, die jederzeit von den Jugendlichen konsultiert werden können. Drittens sind 70% der Vereinsmitglieder 
volljährig. Sie studieren oder sind berufstätig und übernehmen selbst Tätigkeiten im Bereich der Jugendarbeit, 
z.B. als Betreuer in Ferienlagern. Durch diesen Jugendtreff können sie lernen, Verantwortung zu übernehmen 
und den Wert der Demokratie zu schätzen (durch Versammlungen, Abstimmungen, Wahlen). Schließlich lernt 
"Verantwortlichkeit nur der, dem Selbstvertrauen zugebilligt wird." 

Ebenso scheint die Umwandlung des Jugendtreffs in einen Bürgertreff nicht richtig überlegt worden zu sein. 
Laut Konzept des Bayerischen Jugendrings haben Jugendliche das selbe Recht auf Räume wie die Erwachsenen: 
"Für alle Jugendlichen sollten Treffpunkte bereitstehen, ein Dach über dem Kopf sozusagen." Das Stellwerk 
bietet den Jugendlichen die einzige Möglichkeit, unter sich zu sein, eben als Alternative zu Discotheken oder 
Kneipen. Ein Bürgertreff würde den Jugendlichen die Möglichkeit nehmen durch eigene Initiative Erfahrungen 
zu sammeln und Selbstbewusstsein und Gemeinschaftsgeist zu entwickeln.  

Den gleichen Effekt hätte die Schließung des Stellwerks. Die Stadt würde den Jugendlichen ihren einzigen 
Bezugspunkt wegnehmen und sie wieder auf die Straße setzen. Um abends ausgehen zu können, müssten die 
Jugendlichen nach Rosenheim oder sogar bis nach München fahren. Das kostet viel Geld und kann vor allem für 
die Jüngeren mit Gefahren verbunden sein, z.B. Trampen, Schlägereien in Discotheken oder Kneipen, 
unkontrollierter Alkoholkonsum. Im JIM hingegen wird vom Thekendienst, der satzungsgemäß das Hausrecht 
hat, darauf geachtet, an betrunkene Personen keinen Alkohol zu verkaufen. Ein völliges Alkoholverbot hätte 
allerdings zur Folge, dass die Jugendlichen auf eben genannte Kneipen und Discotheken ausweichen oder sich 
anderweitig alkoholische Getränke beschaffen, was ohne weiteres für jeden möglich ist. 

All diese Folgen einer Schließung hatte die CSU nicht bedacht.  

Für den Jugendtreff sprachen sich hingegen Herr Hannes Fischer (KJR) und der Vertreter der SPD, Herr Alois 
Pöschl, aus. Kreisjugendpfleger Hannes Fischer lobte das Engagement der Jugendinitiative und stellte klar, dass 
ein hauptamtlicher Jugendbetreuer die momentanen Probleme im Stellwerk auch nicht lösen könne. Dies sei eher 
eine Aufgabe der Stadt. Bezüglich der Drogenprobleme habe die Stadt Rosenheim schon ein Projekt in Aussicht, 
das sich auf die primäre Suchtprävention beziehe. 

Herr Alois Pöschl schloss sich dieser Meinung an. Für ihn ist die Jugendinitiative Mangfalltal ein Musterbeispiel 
einer Bürgerinitiative und ein äußerst ehrenwerter eingetragener Verein, der durch seine Arbeit genug 
Verantwortungsbewusstsein bewiesen hätte. "Die JIM kann nicht genug geschätzt und gefördert werden."  



Auch in ihrem Antrag vom 14. August 1996 nahm die SPD zum Thema Jugendarbeit Stellung. Der JIM sagte sie 
ihre Unterstützung zu und sprach sich überdies für die Einstellung eines Jugendpflegers oder Streetworkers und 
die Aufstellung einer ehrenamtlichen Sicherheitswacht aus. 

Bei ihrem Besuch im Stellwerk am 31. Juli 1996 sicherten sie ihre Hilfe noch einmal persönlich zu. Neben 
Vertretern der SPD waren auch noch Frau Else Huber von den Grünen und mehrere Eltern anwesend. Frau Birgit 
Matthias und Herr Rainer Viereck von der SPD rieten den Jugendlichen zu einer intensiveren 
Öffentlichkeitsarbeit. Die Beschuldigungen der CSU beruhten auf Unwissenheit bezüglich der Zustände im 
Stellwerk. Vorurteile könnten nur durch Informationen beseitigt werden. Weiter wurde das Verhalten der Polizei 
erörtert. In ihrem Antrag hatte sich die CSU bezüglich der Drogenprobleme hauptsächlich auf Berichte der 
Polizei gestützt. Diese hat aber noch nie Drogen innerhalb des Stellwerks gefunden. Wünschenswert für die JIM 
wäre eine bessere und ehrlichere Unterstützung seitens der Polizei. Herr Alois Pöschl machte den Vorschlag, die 
Anschuldigungen, die die CSU gemacht hat, erklären zu lassen. Desgleichen sollte die CSU ihre Quellen 
angeben. Beschlossen wurde in dieser Sitzung auch, die Problematik durch ein Gespräch mit Vertretern der JIM, 
der SPD, der CSU und der Kreisjugendpflege im Regionalfernsehen Rosenheim an die Öffentlichkeit zu bringen. 

Der endgültige Beschluss über die Zukunft der JIM wurde am 24. Oktober 1996 in einer Stadtratssitzung 
festgesetzt. Nach den einzelnen Stellungnahmen von Vertretern des Landratsamts, des Kreisjugendamts, der 
Polizei, der JIM, des Kreisjugendamts und der katholischen Jugendstelle konnten nur noch zwei Punkte (Nr. 2 
und 3) des CSU - Antrags aufrechterhalten werden, die die JIM nur indirekt betreffen (Einstellung einer 
Sicherheitswacht, stärkere Kontrolle über Verunreinigung öffentlicher Flächen). Die CSU entschuldigte sich für 
ihr vorschnelles Handeln. Letztendlich wurden drei Beiräte aus den Stadtratsreihen bestimmt, die dem Verein 
JIM e.V. in Zukunft als Ansprechpartner zur Verfügung stehen sollen (Herr Schreiner, Herr Kreitmeier, Frau 
Benda). Im Prinzip hat sich für die JIM gar nichts geändert, und das ist auch gut , da sich so die Entwürfe der 
Jugendlichen bezüglich der Führung des Stellwerks bewährt und sich als realisierbar herausgestellt haben. 

C Ausblick 

Mittlerweile hat sich die Aufregung gelegt. Durch den Antrag der CSU sind viele Jugendliche auf das Stellwerk 
aufmerksam geworden und die Zahl der Besucher ist erheblich gestiegen. Sie übertrifft sogar die Zahl der 
Mitglieder, was sich jedoch nicht gerade als positiv herausgestellt hat. 

Um die Veranstaltungen organisieren zu können, ist eine großer Kreis an Mitarbeitern notwendig um den 
Arbeitsaufwand bewältigen zu können. Doch mit dem Anstieg der Besucherzahl ist gleichzeitig die Motivation 
bei den Mitgliedern zurückgegangen, da sich immer mehr Arbeit anhäuft und stets an den gleichen Leuten 
hängen bleibt. Die Scheu vor Verantwortung wie auch die geringe Identifikation mit JIM sind weitere Gründe 
dafür. Aus Erfahrung ist es unmöglich die Initiative auf eine breite Basis zu stellen, da die Interessen in zu 
verschiedene Richtungen gehen und es schon mit einer kleinen Gruppe mit Schwierigkeiten verbunden ist einen 
Konsens zu bilden. Um die Motivation zu erhöhen sollte das Veranstaltungsangebot ein weites Spektrum 
abdecken und mit möglichst vielen Mitgliedern und auch Besuchern abgestimmt werden um deren Interesse 
anzuregen. Hierfür müsste die Struktur der Sitzungen verbessert werden, da diese aufgrund mangelnden Ernstes 
immer schlechter besucht werden. Meiner Meinung nach wäre es sinnvoll, am Tag vor der Sitzung eine Liste mit 
den anstehenden Tagesordnungspunkten auszuhängen um das Interesse an der Sitzung zu wecken und um 
diejenigen in die Sitzung zu locken, die diese Punkte angehen wollen. Zweckmäßig wäre hier zum Beispiel die 
Bildung von organisierten Arbeitskreisen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass Uninteressierte die Versammlung 
nur stören.  

Auch der schlagartige "Generationenwechsel", der sich überwiegend in den letzten 1½ Jahren vollzog, wurde zu 
einem größeren Problem als erwartet. Mehrere der aktiven "Jimmies" fingen zu studieren an und mussten sich 
vom Stellwerk verabschieden. Die wenigen aus den Reihen der jüngeren Besucher, die sich tatsächlich auch an 
der Organisation beteiligen wollen, werden oftmals nicht sofort von den "alten" Mitgliedern akzeptiert. Eine 
bessere Integration der Neulinge wäre daher wünschenswert und für das Fortbestehen der JIM unverzichtbar. 
Hilfreich wären hierbei regelmäßige Seminare zur Einarbeitung und Vorbereitung neuer Mitglieder: In diesen 
Seminaren, zum Beispiel über ein Wochenende, sollten alte und neue "Jimmies" zusammenkommen, sich besser 
kennenlernen und gemeinsam neue Konzepte entwerfen, wobei die alten "Jimmies" ihr Wissen und ihre 
Erfahrung an die Neuen weitergeben, die wiederum ihre eigenen Ideen und Vorstellungen einbringen sollten. 
Derartige Seminare fanden vereinzelt statt, nur waren sie viel zu selten und deshalb nicht unbedingt effektiv, da 
die neuen Mitglieder zu wenig vertreten waren. Dies rührt vermutlich daher, dass die Neuen teilweise 
Hemmungen haben sich an die alteingesessene JIM - Clique anzuschliessen. 



Verbessert werden sollte auch die Öffentlichkeitsarbeit, um Jugendliche genauso wie deren Eltern über die 
Aktivitäten zu informieren und Vorurteilen ähnlich denen des CSU - Antrags vorzubeugen. 

In diesem Rahmen sollten auch verstärkt Kontakte zu anderen Jugendinitiativen wie zur JUI, Wasserburg, oder 
JIG, Grafing, geknüpft werden. Der anzustrebende Erfahrungsaustausch und die mögliche Kooperation sind 
denkbare, wünschenswerte Effekte. 

Auf der anderen Seite sollte die Stadt JIM nicht nur mit Geld unterstützen, sondern ihr auch bei anderweitigen 
Problemen zur Seite stehen. Als Beispiel hierfür ist das Hochwasser 1997 zu nennen, als der Keller des 
Stellwerks unter Wasser stand und sämtliche Aufräumarbeiten allein an den "Jimmies" hängenblieben. Eine 
Hilfe zum Beispiel von Seiten der Feuerwehr oder freiwilligen Helfern wäre erfreulich gewesen.  

Einen weiteren Aufgabenbereich hat die Bad Aiblinger Polizei. Dieser sollte nicht darin bestehen, die JIM-
Mitglieder unbegründeterweise auf Drogenbesitz hin zu kontrollieren, sondern sie vor Übergriffen von 
Randalierern zu schützen. In dieser Hinsicht haben sich allerdings schon einige Verbesserungen eingestellt: Seit 
dem 7. Juli 1997 wurde ein ¼ - jährliches Treffen zwischen Vertretern der JIM und der Polizei eingeführt um 
eventuelle Probleme rechtzeitig auszu diskutieren. Insgesamt ist die Zusammenarbeit zwischen der Stadt und der 
JIM konstruktiv, wobei natürlich ein noch besseres Verhältnis immer erstrebenswert ist. 

Trotz aller Probleme ist ein offener Jugendtreff wie JIM’s Stellwerk für die Stadt Bad Aibling unverzichtbar. 
Aus meiner persönlichen Erfahrung heraus kann ich nur allen Jugendlichen empfehlen die Angebote des 
Stellwerks anzunehmen und sich selbst als Mitglied der JIM zu engagieren. Ich besuche das Stellwerk seit 1994 
und bin seit 1995 aktives Mitglied. Durch die Mitarbeit an den verschiedensten Veranstaltungen habe ich gelernt 
Verantwortung zu übernehmen, im Team zu organisieren und meinen Standpunkt auch einmal gegenüber einer 
Mehrheit zu vertreten.  

Von der Zukunft erhoffe ich mir viele neue kreative Mitglieder für die JIM, die unsere Arbeit nach ihren Ideen 
fortsetzen, denn es wäre traurig, wenn der Kampf um die Erhaltung eines Jugendtreffs in Bad Aibling am 
Desinteresse der Jugend selbst scheitern würde. 

D Anhang 
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